
1

DIE ZUKUNFT DES
BAUKULTURELLEN ERBES

Foto: Parlamentsdirektion/Mike RanzDie Fassade des Wiener Parlamentsgebäudes an der Ringstraßenseite.



2

Impressum
Herausgeber: BR-Präsident Prof. Gottfried Kneifel / Parlament Wien
Redaktion: Prof. Dr. Hans Haider / Wien
Gestaltung: Harald Engelsberger / Wilhering
Herstellung: Parlamentsdruckerei / Wien
Fotos: Parlamentsdirektion / Bildagentur Zolles KG / Mike Ranz • Haider

Brückenkopfgebäude in Linz

Wiener Secession

Schloss Belvedere

Die Strudlhofstiege

Hollein-Geschäftsportal/Tegetthoffstr.



3

ENQUETE
„DIE ZUKUNFT DES

BAUKULTURELLEN ERBES“

Parlament, Sitzungssaal des Bundesrates

Mittwoch, 4. November 2015

Das gebaute Erbe Österreichs

Der Bestand an unter Schutz stehenden Denkmä-
lern umfasst per Ende 2014 laut BDA 37.597 Ob-
jekte, über ganz Österreich verteilt. Zusätzlich gibt 
es noch nicht unter Schutz stehende, aber Ortsbild 
und/oder Kulturlandschaft prägende Gebäude in 
ebenfalls großer Zahl. All diese Objekte zusammen 
bilden das „gebaute Erbe Österreichs“. Dieses stellt 
einen unverzichtbaren Bestandteil unserer natio-
nalen Identität und Geschichte dar. Beispielhaft sei 
erwähnt, dass drei Viertel aller Touristen wegen die-
sem baukulturellen Erbe Österreich besuchen und 
nicht etwa wegen Sonne oder Wasser!

Druck durch Normen und Gesetze

Die Thematik ist auch deshalb aktuell, da durch 
eine Vielzahl von Gesetzen und Normen der Druck 
auf die Eigentümer, Planer und Verantwortlichen 
laufend wächst – Energiesparverordnungen, Bau-
normen, fehlende Bauerleichterungen, fehlende 
steuerliche Anreize für Eigentümer, etc.
Ziel der Enquete ist es, Problemlagen auch im inter-
nationalem Vergleich aufzuzeigen und konkrete 
Lösungs- und Verbesserungsvorschläge zu präsen-
tieren.
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PROF. GOTTFRIED KNEIFEL

Präsident des Bundesrates
___________________________________________

Ich darf Sie herzlich im Plenarsaal des Bundesrates 
begrüßen zur Enquete „Die Zukunft des Baukultu-
rellen Erbes.“ Wir hätten keine bessere Stätte fin-
den können. Wir befinden uns an einem ganz 
identen und authentischen Ort für Sanierung und 
Denkmalpflege. Unser Thema ist ein Bogen, der 
wichtige und wesentliche Mosaiksteine unserer 
österreichischen Identität zusammenhält und im-
mer wieder zusammenführt. Konkret geht es um 
mehr als 37.000 denkmalgeschützte Objekte in 
Österreich. 

Es geht um einen produktiven Zugang und Um-
gang mit dem baukulturellen Erbe, mit den Bau-
denkmälern. Es geht auch darum, unser gemein-
sames kulturelles Erbe als identifikationsstiftendes 
Element im Lichte einer immer heterogener wer-
denden europäischen Gesellschaftsstruktur zu 
stärken. Denn unser kulturelles Erbe ist wohl im-
mer vorrangig lokal – aber auch europäisch. Es ist 
wesentlich für eine weltoffene Haltung unserer 
Bürgerinnen und Bürger. Weil Menschen, die stark 
verwurzelt sind, auch in den meisten Fällen die Fä-
higkeit haben, einen weltoffen und weiten geisti-
gen Horizont zu beweisen.

Europäisches Denkmaljahr 2018

Es geht um das Spannungsfeld zwischen Ökono-
mie und Nutzung unserer Denkmäler. Wenn wir es 
richtig machen, können Nutzungen von Denkmal-
bauten entwickelt werden, die zwar nicht die ma-
ximale Fläche verwerten, aber dafür ein Kosten-
Nutzen-Optimum für die bestehende kulturell 
wertvolle Bausubstanz erzielen. 

Es geht um dass Spannungsfeld Qualität versus 
Planung. Die Erhaltungswürdigkeit und „Heilig-
keit“ von all der Substanz ist individuell festzule-
gen. Es darf durch den Denkmalschutz kein, wie 
man in Wien sagt, „Murks“ in der Gesamtgestal-
tung des restaurierten Objektes entstehen. 

Es geht auch um das Spannungsfeld zwischen Ar-
chitektur und der Linie, in welcher ein Objekt sa-
niert wird. Die beiden gegensätzlichen Haltungen: 
Sanftes Fortsetzen der Gestaltung des Baudenk-
males immer weiter auf einer Linie – oder deutlich 
kontrastierende Gestaltung. Dies soll im Einzelfall 
ohne Verkrampfung abgewogen werden. 

Dieser Nachmittag soll auch einige kreative und 
praxisbezogene Anregungen zur Vorbereitung auf 
das „Europäische Jahr des kulturellen Erbes 2018“ 
bringen, das gerade dabei ist, vom Europarat aus-
gerufen zu werden. Drei Aspekte sollen im Hin-
blick auf die Denkmalarbeit im Rahmen dieses 
Jahres besonders diskutiert werden: Kulturelle 
Vielfalt – Demographischer Wandel – Nachhaltig-
keit. Wir geben schon heute einen quasi inoffizi-
ellen Startschuss für dieses interessante Jahr.

Baukultur und Tourismus

Unser Tourismus lebt weitgehend von unserem 
kulturellen Erbe. Es ist nicht nur ausschließliche 
Aufgabe der Eigentümerschaft, sondern auch eine 
gesamtstaatliche, den Verfall unseres kulturellen 
Erbes zu verhindern. Der Sitzungsaal des Bundes-
rates soll auch ein Symbol sein für die legistische 
Durchdringung des Themas. Wir haben hier Ge-
meindekompetenzen, Landes- und Bundeskom-
petenzen. Ich will damit auch ausdrücken, dass 
diese Aufgabe von allen Körperschaften und na-
türlich auch von den Eigentümerinnen und Eigen-
tümern wahrgenommen werden muss.

Prof. Gottfried Kneifel  ist Präsident des Bundesrates.
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UNIV.-PROF. DR. WILFRIED LIPP

Situationsanalyse und Großwetterlage
___________________________________________

Die Motivation zur Vorbereitung dieser Veranstal-
tung war eine nicht einfache Fragestellung: „Wie 
sieht die Zukunft des baulichen Erbes und des kul-
turellen Erbes insgesamt in Österreichs aus?“ An-
lass war auch, dass ein „Europäisches Jahr des kul-
turellen Erbes“ geplant ist. Die Idee dazu geht auf 
Wien zurück – auf eine Veranstaltung hier im Jahr 
2010 über Rechtsprobleme im Bereich Kulturerbe, 
Denkmalschutz, Denkmalpflege.

1975 wurde vom Europarat als das große „Europä-
ische Jahr des architektonischen Erbes“ ausgerufen 
und sehr intensiv begangen. Wir steuerten auf das 
40-Jahr-Jubiläum zu. Dazu publizierte ICOMOS Ös-
terreich soeben eine 670 Buchseiten füllende Stu-
die von Fachleuten aus ganz Europa mit dem Titel 
„Eine Zukunft für unsere Vergangenheit – A Future 
für Our Past – Un Avenir pour Notre Passé“, mit Mi-
chael Falser und mir als Herausgebern. Dieses Jubi-
läum war eine Initiale, die nun gegriffen hat. Das 
„European Heritage Year“ kommt jetzt nicht 2015, 
aber, mit Verspätung, 2018.

Die Definition

Worüber sprechen wir denn, wenn wir von bau-
lichem Erbe, von Kulturerbe sprechen? Diese Frage-
stellung befasst ganze Wissenschaftsdisziplinen in-
nerhalb der Kulturwissenschaften. Ich mache es 
mir daher leicht und schwer zugleich und sage: Kul-
tur ist, was vom Menschen bleibt. Denn in diesem 
Satz steckt schon alles drinnen. Es gibt Überreste, 
die zufällig geblieben sind. Aber sehr Vieles blieb 
durch Umstände, darunter durch Wertzumes-
sungen. Es gibt emporgehobenes Gut, das auf der 
höchsten Stufe zum erhaltenswerten Gut, zum 
Denkmal erklärt wird und auf eine Liste kommt. Auf 
der Pyramidenspitze: die Welterbe-Liste. Kultur er-
fuhr in der Definition des erhaltenswerten Gutes 
eine Erweiterung vom ursprünglich architekto-
nisch-künstlerisch herausragenden Werk hin zum 
Dokument. Wir haben also einen sehr weitgespann-
ten Bogen, was bauliches Erbe angeht. Auch Zeug-
nisse der Unkultur zählen durchaus als Dokumente. 

Die Zahlen

In Österreich stehen etwa 37.000 bis 38.000 Ob-
jekte unter Denkmalschutz. Man sagt, das ist viel, 
oder man sagt, das ist wenig. Diese Zahlen bekom-

men erst dann Kontur, wenn man sie in Relation zu 
anderen setzt. Das sind etwa 1,7 bis 1,8 Prozent des 
gesamten Baubestandes in Österreich. Insgesamt 
geht man davon aus, dass der innere Kern des er-
haltenswerten Kulturgutes etwa drei Prozent des 
Bestandes sind. Es ist ja nicht so, dass das eine 
scharfe Grenze ist, und daneben ist alles unbedeu-
tend. Sondern darüber hinaus gibt es einen relativ 
großen Hof, sodass man in etwa von 10 Prozent als 
erhaltenswertes Gut sprechen kann. Was nicht 
heißt, dass alles unter Denkmalschutz kommen soll 
oder kann.

In den Perspektiven der Behörde, des Bundesdenk-
malamtes, wird das Potential auf 70.000 Objekte ge-
schätzt. Darum sind noch 33.000 Unterschutzstel-
lungen zu leisten. Bei den Ensembles ist es noch viel 
mehr. Wir haben ein großes Defizit. Das hängt mit 
der Rechtssituation und mit der aufwändigen Durch-
führungspraxis der Unterschutzstellung zusammen. 
Wir haben kein Nachrichten-, sondern ein Bescheid-
System. Jedes Objekt muss einzeln erfasst werden, 
damit es unter Denkmalschutz kommt – in einem 
Verfahren mit allen Rechtsmitteln, die hier ergriffen 
werden können. Es ist darum eine Schere weit offen 
zwischen dem heute tatsächlich geschützten und 
dem erhaltungs-, denkmalwürdigen Gut.

Univ.-Prof. Dr. Wilfried Lipp war OÖ-Landeskonservator 
und ist aktiver Präsident von ICOMOS Austria.
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Der Denkmalbegriff

Der Ausgangspunkt in den Schutzbemühungen 
und in den Werterkenntnissen war das große ein-
zelne Denkmal. Der moderne Denkmalbegriff kri-
stallisiert sich in der Phase vor der Französischen 
Revolution heraus, in der sogenannten Sattelzeit 
im dritten Viertel des 18. Jahrhunderts, und fasst 
dann im 19. Jahrhundert Fuß. Das hat mit dem poli-
tischen und gesellschaftlichen Hintergrund zu tun: 
Geschichte und die von ihr hinterlassenen Zeug-
nisse spielen als Identifikations- und Legitimations-
nachweise für die Begründung der neuen bürger-
lichen Gesellschaft eine wichtige Rolle. Sie konnte 
sich nicht wie die aristokratische auf genealogische 
Vorfahren und Legitimationen berufen. Einerseits 
die Natur, andererseits die Geschichte war das all-
gemeine, kollektive Gut, auf das als Leistungen der 
Vorväter rekurriert wurde. Das führte dann auch zur 
Idee des sogenannten „Nationaldenkmals“. Der Köl-
ner Dom ist die bekannteste Ikone dieser Gesin-
nung, in einem Denkmal die nationale Identität zu 
finden und auszuleben.

Im Demokratisierungsprozess zersplitterte sich das 
große Kollektiv, das sich mit einem Denkmal identi-
fizieren konnte, immer mehr in verschiedenste In-
teressen. Man suchte Anhaltspunkte dort und da, je 
nach gesellschaftlicher Gruppierung. Man spricht 
seither von der Erweiterung des Denkmalbegriffs. 

Der jüngste Schub

Erst im jüngsten Schub in den siebziger Jahren im 
letzten Jahrhundert kamen die großen kategori-
alen Erweiterungen dazu: Das technische Denkmal 
und der ländliche Raum wurden anders in den Blick 
genommen. Sozialgeschichtliche, technikge-
schichtliche Aspekte wurden bedacht, Verkehrs-
denkmale etc. Diese Erweiterung erfuhr ihre 
jüngste Potenzierung durch die Entscheidung, das 
„immaterielle Kulturerbe“ wahr- und sich dessen 
anzunehmen. 2003 wurde die „Convention for the 
Safeguarding of Intangible Cultural Heritage“ ver-
abschiedet und 2009 von Österreich unterschrie-
ben. Mittlerweile sind auf der österreichischen Vor-
schlagsliste 86 Objekte verzeichnet. Immer wieder 
melden die Zeitung, das dies und jenes Brauchtum 
– wie das „Flinserl von Aussee“ – auf die UNESCO-
Welterbeliste gelangt sei. Tatsächlich stehen bisher 
nur zwei auf der internationalen Liste: die Falknerei 
(gemeinsam mit 12 anderen Staaten) und das 
Imster Schemenlaufen. Doch man sieht schon in 
der kurzen Zeit den Erfolg dieser Kampagne für das 
immaterielle Kulturerbe. 

Schutz und Gefährdung

Was gefährdet ist, gerät anders ins Bewusstsein, 
weil es am nächsten Tag weg sein kann. Dann re-
gen sich auch Sensorien, die auf die Bewahrung hin 
orientiert sind. Ein Hauptpunkt heute sind die zivili-
satorischen Gefährdungen: Dynamik der Entwick-
lung, Städtebau, Verdichtung, Zersiedeln im länd-
lichen Raum, die Shrinking Villages.

Dazu die Priorität der individuellen und der Abbau 
von kollektiven Interessen. Dazu auch die Priorität 
des Faktors Wirtschaft. Rechnet es sich oder rechnet 
sich es nicht? Dazu die Fluktuation des Arbeits-
platzes, der Wohnverhältnisse, der Wohnbedürf-
nisse. Insgesamt heißt das: Abbau von Bindungen 
und Traditionen, „Disembedding“, Entwurzelung, 
Migration etc. Das bedeutet insgesamt Verdrän-
gung, Ignoranz, zum Teil eine Liquidation des Eigen-
werts historischer Architektur und ihres Ambientes, 
und zwar in jener Bedeutung, die geschichtlich, 
künstlerisch und kulturell definiert ist. 

Gefahren der Dynamik

Auf der einen Seite gibt es die Rasanz der Entwick-
lungen, die Motorik der globalistischen Vorgänge 
– und auf der anderen ein Nachhinken in der Ver-
mittlung und Bewusstseinsbildung der Aufklärung 
und ein Fehlen von Strategien der Legistik. Wir ha-
ben zu wenige Zugriffsmöglichkeiten auf Kultur-
landschaft, Ensemble, Umraum, Raum insgesamt. 
Die Verwaltung hinkt nach. Und die ideelle Aufwer-
tung des kulturellen Erbes sowie die materielle  – 
durch Entlastung an Steuern, Gebühren, Abgaben 
im Bereich der Energie und des Baurechts. Bietet 
jemand einer Bank ein Baudenkmal zur Besi-
cherung an und nennt das Baujahr, ist dessen Wert 
schon auf Null gesunken. Diese krasse Schere zwi-
schen ideeller, immaterieller und materieller Wer-
tigkeit ist vielleicht an der Oberfläche das größte 
Problem, mit dem wir konfrontiert sind. 

Gemeinsamer Wille

Mehr als bisher wird es ein Zusammenwirken zwi-
schen Bund und Ländern in konstruktiver Weise ge-
ben müssen. Die Basis dafür ist der gemeinsame 
politische Wille zur Sache, das Wertbekenntnis zum 
kulturellen Erbe. Gemeinsam ist auf Bundes- und 
Landesebene viel zu erreichen, auch in der Landes-
gesetzgebung. Man wird dabei auch die Rolle der 
Banken und Versicherungen miteinbeziehen müs-
sen zum Aspekt der Bewertung des kulturellen 
Erbes in finanzieller Hinsicht.
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PROF. DR. EGON GREIPL

Aus der Praxis des Denkmalpflegers, 
Realität und Optionen
___________________________________________

Bayern hat auf der Denkmalliste 120.000 Baudenk-
mäler, 50.000 Bodendenkmäler, 800 Ensembles.  
In Bayern stehen knapp neun Millionen Gebäude. 
Davon sind 120.000 Denkmäler, also gerade ein-
mal ein Prozent. Das muss man sich immer be-
wusst machen wenn Vorwürfe kommen: „Die  
wollen alles unter Schutz stellen“. Es ist also eine 
verschwindend geringe Ressource. 

Denkmalschutz durch Erfassung

Schützen und erhalten kann man nur, was man prä-
zise kennt. Wenn ein Arzt einen Menschen am Le-
ben erhalten will, muss er ihn richtig untersuchen 
und ihn genau kennen, um eine Diagnose zu erstel-
len. Eine Hauptaufgabe des Denkmalschutzes ist 
es, eine stets aktuelle Denkmalliste zu führen und 
sie öffentlich zur Verfügung zu halten. 2005 habe 
ich veranlasst, alle bayerischen Denkmalbauten ei-
ner Revision zu unterziehen und, auf der Basis der 
geographischen Daten der Landesvermessungs-
verwaltung, tagesaktuell im Internet abzubilden. 
Seit 2014 ist der Bayerische Denkmal-Atlas vollstän-
dig verfügbar. 

Zuvor war nach meiner Erfahrung gerne Klage ge-
führt worden, die Denkmalinformationen des Lan-
desamts für Denkmalpflege seien gar nicht be-
kannt, oder nicht allen bekannt, oder vollkommen 
veraltet. Die neue Transparenz löste jedoch nicht 
nur Beruhigung, sondern auch Unmut aus. Manche 
wollten verdrängen, was damit zutage trat: Dass 
trotz des Denkmalschutzgesetzes die Verluste an 
Einzeldenkmälern, Ensembles und Ortsbildern in 
manchen Landkreisen gar nicht registriert und tat-
sächlich beträchtlich waren – bis zu 25 Prozent in-
nerhalb von 40 Jahren!

Die sichtbare kartierte grafische Darstellung über-
raschte alle, die nicht ahnen, wie viele Bodendenkmä-
ler es eigentlich gibt, und dass im Atlas das ganze Ba-
yernland wie ein Masernkörper mit roten Flecken 
übersät ist, die solche Denkmäler anzeigen. Das hat 
zu erheblicher Unruhe geführt, weshalb uns das zu-
ständige Staatsministerium auf Druck der Bürgermei-
ster verbot, eine bestimmte Gattung von Boden-
denkmälern weiterhin abzubilden. Jetzt ist aber, 
glaube ich, die Unruhe noch größer. Weil man nicht 
mehr so genau weiß: Ist jetzt da was oder ist es nichts? 

Wir beobachteten auch Verdrängungsmechanis-
men. Zum Beispiel wenn die Denkmaleigenschaft 
der NS-Objekte auf dem Obersalzberg massiv be-
kämpft wurde. Oder wenn man für mit auf alt ge-
schminkten Neubauten gezierte Ensembles die 
Denkmaleigenschaft weiter behaupten wollte. 
Oder wenn man die erschreckenden Zahlen der 
Leerstände und Denkmalverluste nicht wahrhaben 
wollte und eine Analyse verweigerte. Dennoch hat 
dieses Bemühen um eine transparente, allgemein 
verfügbare Liste dann im Großen und Ganzen die 
Sache sehr verbessert. In der Einladung für die heu-
tige Veranstaltung deutete der Präsident die Zahl 
von gut 30.000 gelisteten Objekten in Österreich 
an. Ich konnte nicht glauben, dass das alles ist. Wo-
möglich ist die Denkmalerfassung in Österreich ein 
Feld, wo man sich eventuell noch verdienstvoll ab-
arbeiten kann.

Denkmalschutz braucht Geld

Von Seiten unseres Arbeitgebers, also der Politik, 
hörte ich immer die Forderung, der Denkmal-
schützer des 21. Jahrhunderts müsse Dienstleister 
sein. Ja was denn sonst? Wenn mit „Dienstleister“ 
nicht gemeint ist, sämtliche Wünsche der Denk-
maleigentümer und Investoren zu erfüllen, dann 

Prof. Dr. Egon Greipl ist bayerischer General- 
konservator a.D. und Stadtrat in Passau.
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gilt bezüglich der Dienstleistereigenschaft: Eigen-
tümer erwarten von den Denkmalpflegern Rat 
und Hilfe. Rat ist die unverzügliche Reaktion auf 
ein Anliegen, ob Umbau, Erweiterung oder In-
standsetzung. Die Hilfe ist das Geld. Der Denkmal-
pfleger, der dem Eigentümer etwas abverlangt, 
muss es in eigener Zuständigkeit im notwendigen 
Maß und innerhalb kürzester Frist berechenbar 
zur Verfügung stellen.

Wer im Bereich des Denkmalschutzes beständig 
Stellen und Mitteln streicht, verhindert Dienstlei-
stung, wie sie erwartet wird; er schadet dem Anse-
hen des Denkmalschutzes und den Denkmälern 
selbst. Denkmalschutz braucht Geld. Die Haushalts-
zahlen müssen dem öffentlichen Bekenntnis zum 
hohen Wert des gebauten Erbes entsprechen. 
Denkmaleigentümer reagieren auf Hilfen und An-
reize vor allem – das haben wir erlebt – im steuer-
lichen Bereich. Der ist im deutschen Bundesgesetz 
sehr zufriedenstellend geregelt.

Denkmalschutz braucht Bildung

Die Lehre von den Denkmälern hat ihre Apostel, 
ihre Propheten, ihre Evangelisten. Sie alle sind aber 
schon lange tot. Mit ihren Lehren sind unablässig 
auf Tagungen, in Kommissionen und in Büchern, 
oft im Kreise sich drehend, viele Exegeten beschäf-
tigt. Aber es braucht mehr als den Expertendiskurs. 
Schützen wird eine Gesellschaft nur wollen, was sie 
schätzt. Schätzen kann der Mensch nur, was er 
kennt. Denkmalschutz ist nur möglich, wenn die 
Menschen ihre Denkmäler als einzigartige Zeug-
nisse und Anhaltspunkte des kollektiven Gedächt-
nisses deuten und begreifen können.

Die Distanz zwischen dem Menschen, seiner Heimat 
und Geschichte, hat sich in den vergangenen Jahren 
vergrößert. Die Erosion der kirchlichen und religi-
ösen Milieus führte dazu, dass Bibelkunde, kirch-
liches Traditionswissen nicht mehr zum breiten all-
gemeinen Bestand gehören. Kirchliche Kunstwerke 
vom Bildstock über die kleine Dorfpfarrkirche bis zu 
den Klosteranlagen und zu den Domen, also we-
sentliche Teile der Kulturlandschaften in Europa, sind 
nicht mehr so verständlich wie früher.

Ähnliches gilt für das Wissen um historische und 
kulturgeschichtliche Zusammenhänge. Die Distanz 
der Menschen wird weiter wachsen, wenn sich hier 
nichts ändert. Dass daneben die Grenze zwischen 
dem wirklich Authentischen und dem virtuell Wirk-
lichen weiter verschwimmt, verschärft das Problem 

der Wertschätzung des gebauten Erbes noch ein-
mal auf einer anderen Ebene.

Denkmalschutz braucht Bildung. Ohne den festen, 
auch emotional abgesicherten Unterbau des ge-
schichtlichen und ästhetischen Allgemeinwissens 
und ohne die Sensibilität für den einmaligen Wert 
des Originals hängen unsere Denkmäler buchstäb-
lich in der Luft. Die entsprechenden Fächer aller 
Schulgattungen und Studiengänge an den Univer-
sitäten verdienen wieder eine Aufwertung und Im-
pulse.

Rückhalt in der Politik

Denkmalschutz braucht politischen Rückhalt und 
Solidarität. Der Schutz des gebauten und archäolo-
gischen Erbes und der Kulturlandschaft ist nicht 
bloß in Bayern in der Verfassung verankert und in 
einem Gesetz geregelt. Das Motiv für diesen staatli-
chen Schutz ist der hohe Wert, der dem gebauten 
Erbe als Identität einer Gesellschaft und ihr kollek-
tives Gedächtnis zukommt. In meiner kleinen Vater-
stadt Passau gibt es 26.000 Gebäude. 700 davon, 
also knapp drei  Prozent, besitzen Denkmaleigen-
schaft. Was aber, wenn diese drei Prozent, diese  
700 von den 26.000 fehlen? Die Stadt Passau gibt  
es nicht mehr! Das trifft nicht nur für diese kleine 
Stadt zu. Das gebaute Erbe als Anhaltspunkt, als 
Anker der Identität einer Gesellschaft ist ein zen-
traler kulturpolitischer Punkt.

Denkmalschutz ist geregelter Umgang mit dem ge-
bauten Erbe. Wie viele andere Regeln werden auch 
diese oft als nicht mehr zeitgemäß, fortschritthem-
mend, bürgerfeindlich bewertet, und die Regulie-
rung wird dann ein Wert an sich und nicht mehr bloß 
Methode. Wir halten dem entgegen: Sind denn Re-
geln, die in Jahrhunderten wissenschaftlich entwi-
ckelt, in Revolutionen und Parlamenten erkämpft 
wurden, keine Errungenschaften? Waren die Regeln 
von Stadtplanung Naturschutz, Landschaftsschutz, 
Denkmalschutz kein Fortschritt? Wird man nicht zur 
dritten Welt, wenn man auf solche Regeln verzichtet?

Die politischen Mandatsträger auf allen Ebenen, 
insbesondere auch auf der kommunalen Ebene – 
dort sind nach meiner Beobachtung bei uns die De-
fizite am größten –, müssen dafür gewonnen wer-
den, die Anliegen des Denkmalschutzes überzeugt 
und initiativ zu vertreten. Denn wir sind doch alle 
gewählt, um uns für das Wohl des Staates einzuset-
zen. Ich bin der Überzeugung, dass es auch beim 
Denkmalschutz um nichts Anderes geht als um das 
Wohl des Staates.
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PROF. ALBRECHT KONECNY

Erhaltung des baukulturellen Erbes,
internationale Vergleiche
___________________________________________

Als langjähriger Abgeordneter in der parlamenta-
rischen Versammlung des Europarates versuche ich 
Vergleiche vorzutragen wo es funktioniert und wo 
es nicht funktioniert. Wobei Österreich sicherlich zu 
den Ländern gehört, wo es weniger funktioniert, 
um es freundlich zu sagen. Der entscheidende 
Punkt ist, dass es niemals gelungen ist, eine breite 
Öffentlichkeit in diesem Land zu erreichen.

Wo Denkmalschutz funktioniert, gibt es eine Mobi-
lisierung dessen, was man heute die Zivilgesell-
schaft nennt. Und wenn das zum Teil weit mehr als 
100 Jahre zurückgeht, wie zum Beispiel im Vereinig-
ten Königreich, dann ist das eine gewachsene Ar-
mee, eine breite Organisation, mit unzähligen Akti-
visten, mit unzähligen zahlenden Mitgliedern. Und 
das verändert das Bild grundsätzlich gegenüber 
den verdienstvollen und bemühten 300-Mitglie-
der-Vereinen, die wir in Österreich haben. Dort geht 
es um Zehntausende und um aktive Mitarbeit. Zum 
Beispiel an der Kassa vor einem Schloss oder beim 
Vermitteln von Ferienappartements, die man dort 
irgendwo eingebaut hat.

Die breite Kampagne fehlt

Wenn es uns nicht gelingt, über diese sehr ver-
dienstvollen, doch kleinen österreichischen Kreise 
hinaus Menschen dafür zu gewinnen, Geld abzuge-
ben und sich selbst einzubringen, könne wir zwar 
bemüht sein, Einiges zu erhalten, aber wir werden 
das Ziel einer umfassenden Denkmalpflege nicht 
erreichen. Wir müssen durch das Hereinnehmen 
von anerkannten Persönlichkeiten aus der österrei-
chischen Gesellschaft in diesen Bemühungen eine 
breite Front aufstellen und den Menschen dieses 
Landes – die sich ja hier wohl fühlen und die Schlös-
ser bewundern und in die Konzerte, die dort abge-
halten werden, gehen und sich freuen, wenn ihre 
Gemeinde ein solches Haus zu einem Kulturzen-
trum ausbaut – mehr Anreize und Möglichkeiten 
geben, dass sie auch selbst tätig werden und Ver-
antwortung übernehmen. Wo das nicht gelungen 
ist in Europa schaut es genau so aus wie bei uns: 
nämlich mickrig! 

Das ist die eine zentrale Ansage: Die breite Kampa-
gne muss von den Vereinen, aber auch von der Po-
litik und vom Steuersystem getragen werden. 

Die zweite ist der Schutz der Denkmäler vor ihrer 
Umgebung. Es ist wirklich beunruhigend durch Ös-
terreich zu fahren und Schlösser zu besichtigen, die 
hinter den entsetzlichen Einfamilienhäusern kaum 
mehr erkennbar sind. Die Grundstücke drum he-
rum wurden irgendwann einmal verkauft und be-
baut. Das Schloss ist zwar da, aber der ganze Gla-
mour ging verloren, es ist eine Kulisse, die nicht 
mehr funktioniert, weil sie umzingelt ist von 
Bausünden der fünfziger und sechziger Jahre.

Es gibt wohl eine klare Bestimmung, was ein Denk-
mal ist. Aber wie es rundherum ausschaut, ist in mei-
nen Augen gleichermaßen zu bewerten. Ich gebe 
zu, da bin ich persönlich involviert. Zu einem Schloss 
hat es bei mir nie gereicht, ich habe nur ein 300 Jahre 
altes Zinshaus gekauft und es hergerichtet und be-
wohnbar gemacht. Aber das Viertel lebt von drei bis 
vier solchen Häusern, die ein Stadtbild ergeben und 
ein paar Sünden im Nebenhaus aushalten.

Brügge gegen Brüssel

Wir müssen überlegen, wie wir Fehler, die im Aus-
land gemacht, vermeiden und zu einer eigenstän-
digen Konzeption kommen. Brüssel hat die origi-

Prof. Albrecht Konecny war Mitglied des Nationalrats, 
Bundesrats und des Europäischen Parlaments.
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nelle steuerliche Formulierung in Kraft gesetzt, 
dass leerstehende Gebäude von der Grundsteuer 
befreit werden. In der Stadt, die von hochgebauten 
schmalen Häusern geprägt ist, kauft man darum 
zwei, drei, vier davon und zahlt keine Grundsteuer; 
irgendwann sind so viele Gebäude beisammen, 
dass man einen ordentlichen Wolkenkratzer hin-
stellen kann. Brüssel ist damit entmaterialisiert 
worden.

Der Gegenpol, durchaus berücksichtigungswür-
dig, ist die Regelung in Brügge. Dort gibt es Straf-
steuern für leerstehende Lokale. Nicht für Woh-
nungen, sondern nur für Lokale. Das hat 
funktioniert. Nicht alle dieser Wirtshäuser oder 
Kleiderverkaufsstätten funktionieren mit großem 
Gewinn. Aber die Stadt lebt, die Stadt ist sichtbar, 
das ist keine Ruinenstadt, das ist keine Museums-
stadt. Das ist für die Bevölkerung wichtig, das ist 
für den Tourismus wichtig und es gibt ein bisschen 
Geld für die Kassa.

Dieser Ansatz ist durchaus zu verfolgen: Können 
wir Leerstände auf regionaler oder städtischer 
 Ebene besteuern und dieses Geld zweckge-
bunden dem Denkmalschutz zur Verfügung  
stellen?

Ersatzvornahmen & „Revolving Fund“

Wir brauchen im Bereich der Vernachlässigung 
von Gebäuden mehr Möglichkeiten, Ersatzvor-
nahmen zu veranlassen – und sie ins Grundbuch 
eintragen zu können, wenn der Besitzer sie nicht 
zahlt. Eines der schönsten Ringstraßenhotels in 
Wien ist auf diese Weise zustande gekommen. Das 
ehemalige Palais Hohenkubin verlor langsam sei-
ne Fassade. Die Gemeinde Wien hat gepölzt und 
abgeschlagen um damals viele 100.000 Schilling. 
Irgendwann einmal gehörte ihr das Grundstück, 
und zusammen mit einem daneben stehenden 
Palais entstand dort ein sehr schönes und erfolg-
reiches Hotel.
 
Ersatzvornahmen kann ich mir bei unzähligen 
Denkmälern vorstellen. Wir haben dazu nicht die 
rechtlichen Möglichkeiten, aber sie wäre dringend 
zu schaffen. Erstens um den Bestand zu sichern, 
zweitens um wieder einmal Geld einzunehmen, 
und vielleicht drittens dieses Objekt in öffentlichen 
Besitz überzuführen – was ja nicht heißt, dass es 
dort bleiben muss. Die Stadt Wien hat ja auch kein 
Hotel errichtet, sie hat das Palais Hohenkubin ver-
kauft, und das hat sich im Budget durchaus sinnvoll 
ausgewirkt. 

Wir brauchen natürlich öffentliche Mittel. Und zwar 
sehr viele mehr, als dem Bundesdenkmalamt in sei-
nem Budget zur Verfügung stehen. Das ist ja eher 
eine Fußnote im Budget als eine reale Hilfe. Aber 
gleichzeitig wäre auch zu überlegen, ob das Bun-
desdenkmalamt für die Finanzen wirklich das ge-
eignet Subjekt ist. In vielen Ländern gibt es selbst-
verständlich die Denkmalschutzbehörden für die 
Beurteilung der Objekte. Aber es gibt separat einen 
Revolving Fund, der öffentliche, gespendete und 
auf dem Weg der Strafzahlungen eingenommene 
Mittel in den Kreislauf hineinbringt. Auf diese Art 
wurden viele Objekte in anderen Staaten gerettet. 
Warum sollte das bei uns nicht gehen? 

Leere Schlösser bringen nichts

Jedes Objekt, das leer steht oder halb leer steht, ist 
nicht nur gefährdet von der Bausubstanz her, son-
dern es wird auch vergessen. Hier sind die Touristi-
ker und die Bürgermeister aufgerufen. Die Notwen-
digkeit, denkmalgeschützte Objekte einer 
sinnvollen Nutzung zuzuführen, steht im Mittel-
punkt. Schöne leere Schlösser bringen dem Touris-
mus nichts, bringen der Ortgemeinde nichts und 
verfallen letztlich irgendwann einmal doch. Hier ist 
anzusetzen mit einer breit angelegten Kampagne, 
Kulturzentren, auch gewerbliche Nutzungen, auch 
touristische Nutzungen zu erdenken und sie umzu-
setzen. Das muss die öffentliche Hand zwar fördern, 
aber sie muss es nicht selbst tun. Man kann hier si-
cherlich Menschen finden, die dieses Risiko einge-
hen. 

Wenn ich in Tirol ein altes Bauernhaus kaufe und 
dann fünf, sechs Jahre mit dem Denkmalamt streite, 
was ich daraus machen kann, ist nicht mehr sehr 
viel übrig, wenn es um einen Holzbau handelt. Kla-
rer Fall für eine Ersatzvornahme. Klarer Fall von 
„Man wird wohl probieren dürfen, es aus dem 
Denkmalschutz herauszuziehen“. Hier ist sicherzu-
stellen, dass Erwerber eine klare und denkmalpfle-
gerisch vertretbare Nutzungskonzeption mitein-
bringen. Nur einen neuen Eigentümer zu finden ist 
zu wenig, um ein Objekt zu erhalten. 

Das ist mein Resümee aus einer immer wieder ak-
tualisierten Studie europäischer Entwicklungen, 
das ist mein Vorschlag für eine Konzeption, die in 
erster Linie von der Politik ausgehen muss, in 
zweiter Linie von der Bevölkerung und in dritter 
Linie von Menschen, die ein bisschen was von ih-
rem Reichtum einmal nicht einer Galerie oder dem 
Künstlerhaus, sondern dem Denkmal zur Verfü-
gung stellen.
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MAG. REINHOLD SAHL

Normen: Nutzungshilfe
oder eher Beschränkung
___________________________________________

Die Burghauptmannschaft hat ein Portfolio, in dem 
es nahezu unmöglich ist, irgendeiner Norm zu ent-
gehen. Historische Substanz ist nicht ersetzbar. Wir 
brauchen nicht darüber zu diskutieren, ob sie einen 
Wert hat in dem Sinne, in dem wir eine Liegen-
schaftsbewertung durchführen. Die Substanz hat 
einen völlig anderen Wert, der ist nicht berechen-
bar. Wenn einmal etwas weg ist, ist es ist nie mehr 
verfügbar. Ich möchte eine Lanze brechen für histo-
rische Objekte. Weil immer gesagt wird „zu teuer 
und man kann es nicht erhalten“: 15,90 Euro ist der 
errechnete Betrag, zu welchem unsere Objekte 
zum Gebäudebetrieb benutzt werden können. Da 
ist alles drinnen für den Mieter einschließlich Reini-
gung, Strom. Wir haben keine Klimatisierung, das 
machen bei uns die Objekte selbst. Wir sind im En-
ergieverbrauch gar nicht schlechter als alle ande-
ren, ganz im Gegenteil. 

Die Substanz, die bei uns verbaut ist, muss man 
nicht mehr verbauen. Das heißt: Wie haben einen 
Vorteil gegenüber einem Neubau. Wenn man den 
Lebenszyklus eines Objektes anschaut merkt man, 
dass ein historisches oder ein Bestandsobjekt in 
den Kosten um nichts schlechter ist als ein neu ge-
bautes Objekt, bei dem sich oft die Nutzung rasch 
ändert. Wenn ich ständig umbaue, kommt ein sehr 
hoher Kostenfaktor dazu. Das Arbeiten an histo-
rischer Substanz ist eine eigene Wertschöpfung im 
Vergleich zu einem Neubau und kann sich durch-
aus auch die Waage halten.

Wertegesellschaft, Wegwerfgesellschaft

Stellt man sich vor, dass die Errichtung eines Ob-
jekts 10 bis 15 Prozent der Gesamtkosten seines Le-
benszyklus darstellen, merkt man, dass geringere 
Kosten im Betrieb in der Bilanz weit aufholen. Das 
ist ein Faktor, den man ganz selten betrachtet, weil 
wir doch in einer, das sage ich ganz offen, Wegwerf-
gesellschaft leben. Philosophisch gesehen ist es ja 
klar: Denkmalschutz ist ein Spiegelbild davon, das 
heißt eine Wertegesellschaft erhält und eine Weg-
werfgesellschaft baut neu. Das ist eine Grundphilo-
sophie, in der wir gesellschaftlich arbeiten müssen. 

Wovon reden wir denn, wenn wir uns einem Nor-
men-Konglomerat unterworfen sehen? Von Bun-
desgesetzen, Landesgesetzen, Verordnungen, EU-

Richtlinien, Ö-Normen im Hochbau, zirka 680 –  
genau wissen wir es nämlich nicht. Wir haben ONR-
Richtlinien, OIB-Richtlinien. Das war eine Zeit lang 
teilweise noch überschaubar. Als wir noch isoliert 
im österreichischen System waren, konnte man in 
der Planungsphase diese Normen noch am Schreib-
tisch stehen haben.

Heute geht das nicht mehr. Ebenso in der Nut-
zungsphase: andere Normen, die gleichen Normen 
noch einmal. Innerhalb der Ö-Normen haben wir 
schon eine Differenzierung, ob das, etwa aus dem 
Bereich der Elektrotechnik, eine nationale oder 
aber eine europäische Norm oder eine internatio-
nale Norm ist, die in das österreichische Normen-
werk übernommen wurde. Inzwischen gibt es Insti-
tute, die europaweit Normungen bekanntgeben. 
Wir reden von unserem Institut „Austrian Standard“. 
OVE die Elektrotechnik-Version. EN ISO auf Europa-
ebene. 

„Dynamische Verweisungen“

Die Norm hat nicht per se Gültigkeit hat, sondern 
erst, wenn sie mittels Gesetz oder sonstigen Sat-
zungen angenommen wird. Ändert sie sich, ändert 
man auch das Gesetz. Deswegen gibt es „dyna-

Mag. Reinhold Sahl ist Leiter der  
Burghauptmannschaft Österreich.
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mische Verweisungen“. Es passiert auch, dass diese 
Dinge manchmal nicht mehr zusammenpassen – 
um es jetzt sehr einfach zu sagen. Warum darf ich in 
einem historischen Objekt, in dem ich nur Ober-
lichtfenster habe, die übrigens viel Belüftung bie-
ten, kein Büro machen? Weil ich aus einem Büro 
ebenerdig hinausschauen müsste. Gehe ich aber 
durch Einkaufszentren, sehe ich Menschen dort ar-
beiten, die kein Tageslicht haben, in abgedunkelten 
Räumen. Der Mensch ist der gleiche. 

Das Bundesvergabegesetz gilt. Wie wir Leistungen 
vergeben, ist eine spezielle Rechtsmaterie, weil sie 
derartig komplex ist. Wir reden vom Arbeitnehmer-
schutz, vom Arbeitsruhegesetz. Die Heizkesselver-
ordnung ist auch nicht uninteressant. Wenn ich alle 
Normen und Gesetze zusammenzähle, die den 
Hochbau betreffen, liegen wir bei etwa 7.500. Das 
ist nicht mehr machbar. Das heißt: Man versucht es 
in kleinen Tranchen zu machen. 

Der Brandschutz in Wien. Wir reden von vier Bun-
desgesetzen, neun Bundesverordnungen, acht 
Landesgesetzen, zwei Landesverordnungen, 86 
Normen und Richtlinien. Im Hochbau gibt es letzt-
endlich 493 Normen, in denen irgendwas drinnen 
steht, das mit Hochbau zu tun hat. Eine Organisati-
on in unserer Größenordnung hat wenigstens ein 
Werkzeug, um uns mit diesem Bereich zu beschäfti-
gen. Wenn das einen Einzelnen trifft, für den all die-
se Normen genauso zutreffen – hier denke ich nicht 
in Richtung Strafzahlung –, wäre es nicht ungün-
stig, diese Dinge etwas zu vereinfachen, um eine 
Motivationslage zu erzeugen, ein Objekt zu nutzen. 
Weil im Behördenverfahren das Stiegengeländer 
vielleicht zwei Zentimeter zu schmal ist, beginnen 
Private nachzudenken, ob sie eine Renovierung 
wagen oder nicht.

Zu viele Bremsen im Altbestand

Also bedarf es vielleicht einer Initiative, diese Brem-
sen wegzunehmen. Dann haben wir automatisch 
wieder ein bisschen mehr Leben in diesen Ob-
jekten. Denn unter diesen Bedingungen ist es 
manchmal sehr, sehr schwierig, eine Nutzungsän-
derung zu machen. Wenn sie in einem Altbestand 
eine kleine Änderung machen, bedeutet das unter 
Umständen eine Generalsanierung oder eine Nicht-
Verwendbarkeit dieses Objekts für einen bestimm-
ten Zweck. 

Die Planungszeit hat sich immens verlängert, weil 
alle diese Detaillösungen überall Fach- und Detail-
planungen brauchen, weil Spezialisierung eintritt 

und somit auch der Koordinationsaufwand bereits 
in der Planungsphase steigt. Die Planungskosten: 
Früher hat man geredet von sieben bis zehn Pro-
zent. Heute liegen wir etwa bei 20 Prozent. Die Aus-
schreibungsunterlagen haben sich multipliziert. 
Sie brauchen eine intensive Projektsteuerung, die 
alles zusammenhält, damit es funktioniert. Und 
brauchen neuerdings ein Claim-Management, weil 
alles, was sie nicht berücksichtigt haben, im Claim 
irgendwie retour kommt. 

Acht für einen Euro

Wir als Bund wissen ganz genau, dass der Touris-
mus eine unseren massivsten Erlösquellen in Öster-
reich ist. In der Hofburg gehen etwa jährlich drei 
Millionen Besuchern in eine Schaustellung. 20 Milli-
onen sind das Minimum, die nur durch das Areal 
gehen und es sich nur mit Blick auf den historischen 
Baubestand anschauen. 80 Prozent der Besucher in 
Salzburg kommen wegen der Festspiele, auch 
wenn sie nicht zu den Festspielen kommen. 80 Pro-
zent der Wien-Touristen kommen aufgrund des hi-
storischen Erbes. Business-Kunden hängen an ei-
nen Kongress einen Tag dran, um sich das kulturelle 
Erbe anzuschauen. 

Wir reden im höchsten Maße von Umwegrentabili-
tät. Das ist der Grund, warum wir gewiss betriebs-
wirtschaftlich arbeiten, doch der betriebswirt-
schaftliche Fokus für uns nicht die Latte sein darf. 
Wir reden von einem Faktor von 1:6 bis 1:8. Je nach-
dem, wie man ihn rechnet: Jeder Euro, den wir inve-
stieren, kommt in Wien sechs bis acht Mal retour. 
Weil die Leute nächtigen, weil sie drei Tage Aufent-
halt haben. Wir wissen ganz genau, wie viel Geld sie 
verbrauchen. 

Wir sind ein Wirtschaftsfaktor. Der Private hat die-
ses Glück nicht, weil er am volkswirtschaftlichen 
Nutzen derzeit in der Form nicht mitwirken kann. 
Jetzt hat er nur dann ein Glück, wenn die Gemeinde 
sagt: „Ja, wir haben erkannt, dass historischer Be-
stand für uns etwas Besonderes ist “, und sich etwas 
einfallen lässt. Aber das sind Einzelentscheidungen. 
Aber im Grunde genommen können wir damit ar-
gumentieren und leben, dass wir volkswirtschaft-
lichen Nutzen produzieren, der eine immense Be-
deutung hat. Eine Gesellschaft hat keine Zukunft, 
wenn sie keine Vergangenheit hat. In der Geschich-
te hat sich immer wieder bewiesen: Wenn ich einer 
Kultur die Identität wegnehmen will, zerstöre ich, 
was sie hat. Das hat immer schon so stattgefunden, 
das ist ein altes Prinzip. Sind wir bitte so gescheit, 
dass wir es uns nicht selber antun!
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DR. JOHANNES KYRLE

Behandlung von praktisch
ertraglosem Eigentum
___________________________________________

Ich war viele Jahrzehnte hindurch ein Einsasse des 
Burghauptmanns als Beamter in meinem früheren 
Leben. Im Außenministerium habe ich dreißig Jah-
re im Bundeskanzleramt und dann zehn Jahre im 
Palais Niederösterreich verbracht. Ich weiß, wie 
schwierig sich schon der Bund alleine tut mit der 
Erhaltung von historischen Objekten, beim Bund 
zumeist von denkmalgeschützten Objekte. Es ist 
auch die Zahl genannt worden: 3,5 Milliarden in der 
Eröffnungsbilanz des Bundes zu Beginn 2013 für 
die Bereiche der Burghauptmannschaft, das ist das 
zweitgrößte Vermögen in österreichischem Staats-
besitz nach den Bundesforsten, die mit 25 Milliar-
den angemessen sind. 

Ich darf als Obmann der niederösterreichischen 
Land- und Forstbetriebe sprechen. Wir, der Verband 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe Niederö-
sterreichs, vertreten an die 1.000 Mitglieder. Im Re-
gelfall hat ein Mitgliedsbetrieb mehrere historische 
Bauten zum Teil unter Denkmalschutz, zum Teil 
nicht unter Denkmalschutz. Es wurde die Zahl von 
38.000 denkmalgeschützten Bauten genannt. Sie 
können sich ungefähr ausrechnen, für welchen Pro-
zentsatz wir hier stehen. 

Wert der Marke Österreich

Heute wurde viel über das kulturelle Erbe gespro-
chen. Ich  weiß es noch aus meiner früheren Erfah-
rung: Wenn es mit einem Staat nicht immer so ganz 
gut geht, tut er, was in der Wirtschaft normalerwei-
se gang und gäbe ist – er lässt seine Marke erhe-
ben, auch Länder haben Markenwert. Auch die Re-
publik Österreich engagierte einen internationalen 
Spezialisten, um diese Marke Österreich, was denn 
Österreich so ausmacht, zu definieren. Es wird sie 
nicht wundern, es ist in etwa herausgekommen, 
was heute hier auch gesagt worden ist: Österreich 
wird ausgemacht von seiner Kultur, von seiner wirt-
schaftlichen Konkurrenzfähigkeit, von seiner sozia-
len Tragfähigkeit, von seiner Wissenschaft und vom 
Tourismus – und dazu gehören natürlich die histo-
rischen Bauten, egal sie privat sind oder in öffent-
licher Hand.

Wenn wir über das kulturelle Erbe sprechen, so 
gebe ich ihnen nur ein Beispiel: Das Weltkulturerbe 
Wachau ist wahrscheinlich ohne seine historischen 

Bauten nicht darstellbar. Salzburg ist genannt wor-
den. Es gibt viele Bereiche in Österreich, wo die 
Umweg-Rentabilität, oder nennen wir es hier Tou-
rismus, vom Zustand auch der historischen Bauten 
abhängt, egal ob solchen in privatem oder öffent-
lichem Besitz. 

Die Eigentümer von privaten historischen Gebäu-
den tragen natürlich die Last bei der Erhaltung des 
österreichischen Kulturgutes. Dies ist bei uns im 
Verband nicht ganz so einfach, denn das ist mei-
stens historisch verbunden mit der Führung von 
Land- und Forstwirtschaft. Diese hat sich sehr ge-
ändert, nicht nur über die Jahrzehnte, sondern über 
die Jahrhunderte. Es ist auch nicht so, dass histo-
rische Objekte immer die sehr gut verwertbaren 
sind, sei es über Vermietung, sei es über Veranstal-
tungen oder Sonstiges. Weil sie oft dezentral lie-
gen, weit weg auch von Agglomerationen und sehr 
oft daher leer stehen.

Es wurde auch schon gesprochen – der Herr Profes-
sor Konecny hat das gesagt – von einem Circulus 
vitiosus. Das heißt: Je länger ein Objekt leer steht, 

Dr. Johannes Kyrle ist Obmann der Land- und
Forstbetriebe in Niederösterreich.
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umso schwerer ist es dann, es wiederum in Schuss 
zu bringen, es zu erhalten.

 Umsatzsteuergesetz

Ich komme daher zur Kernfrage, und diese Kern-
frage ist die steuerliche Frage. Es ist derzeit so, 
dass viele unserer Betriebe Einheitswerte haben, 
in denen das historische Gebäude enthalten ist. Es 
gibt aber auch solche, da ist das historische Ge-
bäude nicht enthalten, und selbst dort, wo das hi-
storische Gebäude enthalten ist, heißt das nicht, 
dass Aufwendungen grundsätzlich über Betriebs-
ausgaben absetzbar sind. Dann ist aus dem rein 
privaten Fundus für die entsprechenden Objekte 
aufzukommen – und das ist sehr oft unmöglich 
geworden. Ich muss das also ganz offen sagen: Es 
geht hier um die Bestimmungen des Einkom-
menssteuergesetzes, laut denen die für die Erhal-
tung notwendigen Investitionen steuerlich nicht 
geltend gemacht werden können. 

Es geht auch um die Frage des Umsatzsteuerge-
setzes durch die Einordnung vieler unserer Objekte 
in Liebhaberei – nicht deswegen, weil wir sie so 
gerne haben, sondern weil sie, ich meine hier ins-
besondere die dezentralen, wirtschaftlich nicht ge-
nützt werden können. Es gibt darum für die 
notwendigen Sicherungs- und Erhaltungsmaß-
nahmen auch keine Vorsteuerabzugsmöglichkeit. 
Es gibt auch keine Absetzbarkeit von Spenden. Und 
darüber hinaus gibt es noch die Lustbarkeitsver-
ordnung. Darin wird vorschrieben, dass Abgaben 
zu leisten sind, wenn Ausstellungen oder derartige 
Veranstaltungen gemacht werden. 

Ungleichbehandlung

Ich sage ganz offen, dass die neue Steuergesetzge-
bung ab 1. Jänner 2016 für uns in gewisser Weise 
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all das, was nicht in einem landwirtschaftlichen Ein-
heitswert erfasst ist, sowie für normales Grundver-
mögen, das auf den Verkehrswert angemessen 
wurde. Das sind Belastungen, die dann gegebe-
nenfalls nicht mehr getragen werden können. Alle 
Firmen und alle Stiftungen, die historische Objekte 
besitzen, die im Grundbuch ja nicht neu eingetra-
gen werden müssen, haben diese Abgabe nicht zu 
leisten. Wir stellen fest, dass es hier eine Ungleich-
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um um  die Unterstützung bitten, dass man private 

historische Gebäude, dass man erhaltenswerte Ge-
bäude auch tatsächlich in Erhaltung halten kann. 
Und dass diese Ungleichbehandlungen möglichst 
wieder reduziert werden oder überhaupt ver-
schwinden mögen. 

Ich möchte noch einige andere Beispiele nennen. 
Wir würden uns auch bei der Befreiung von Kanal-
gebühren, die bei größeren historischen Gebäuden 
oder bei Anschlussgebäuden natürlich eine riesige 
Rolle spielen, erhoffen, dass wir hier eine entspre-
chende Regelung finden können. Es ist schon ge-
sagt worden: Gewiss geht es hier auch um Effekte 
außerhalb der unmittelbaren Erhaltung. Für die Er-
haltung brauchen sie Manpower, sie brauchen oft 
Spezialisten, die in der Lage sind, etwas wiederher-
zustellen, etwas zu renovieren. Insofern geht hier 
auch ein positiver Effekt von der Erhaltung der Ge-
bäude aus. Das wiederum hat einen volkswirt-
schaftlichen Effekt, hat Tourismusanreize, um nur 
einige wenige Beispiele zu nennen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit, hoffe 
auf Ihre Unterstützung und bitte um Verständnis 
für historische Gebäude in privater Hand vor dem 
Hintergrund von land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben – die derzeit in der Land- und Forstwirt-
schaft keine einfache Situation vorfinden.

Schlosshotel, Weinberg, Ruine in Dürnstein, Wachau
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DR. GEORG SPIEGELFELD-SCHNEEBURG

Zusammenfassung
___________________________________________

Eine der ganz entscheidenden und wichtigen Auf-
rufe der Vortragenden war die Frage nach dem po-
litischen Rückhalt und nach der Solidarität der Ge-
sellschaft zum baukulturellen Erbe. Diese Solidarität 
ist einzufordern – nicht deshalb, weil bloß ein 
kleines oder ein gerade aktuelles Anliegen ansteht, 
sondern weil an diesem baukulturellen Erbe sehr 
viel hängt. Es beschränkt sich nicht auf die genann-
ten 37.000 Objekte, die unter Denkmalschutz ste-
hen, sondern es sind wahrscheinlich um viele mehr. 

Wir gehen in unserem Land eher sorglos mit diesen 
Objekten um. Und nicht nur sorglos. Wir haben 
auch lange Zeit eine bautechnische Normenvielfalt 
zugelassen, die zur Verteuerung und Erschwerung 
der Nutzungsmöglichkeiten des gebauten Erbes 
führt. Wir haben aber auch – und da möchte ich 
auch auf das Thema Raumordnung hinweisen und 
die Frage stellen: Wie gestaltet die öffentliche Hand 
Investitionen in den Gemeinden? – neben histo-
rischen Gebäuden, die teilweise leer stehen, jede 
Menge Gemeindezentren, Stockschützensporthal-
len, Vereinslokale, ja alles Mögliche gebaut mit sehr 
viel Geld.

Ein großer Teil dieser kommunalen Investitionen ist 
richtig. Aber manchmal hat man es übertrieben. 
Darum haben wir schon vor langer Zeit Aufrufe ge-
startet, dass Gemeinden in jedem Fall prüfen 
müssten, ob ein historisches Gebäude vorhanden 
ist, das die gewünschte Funktion übernehmen 
kann. 

Der Wirt im Dorf

Ich bringe ein ganz konkretes Beispiel: Wir jammern 
zwar, das die Wirte abwandern, dass die schönen 
Gasthöfe in den Ortszentren leer stehen und ver-
schwinden und die Säle in den Wirtshäusern nicht 
mehr bespielt werden. Aber mit jedem neuge-
bauten Vereinslokal fällt natürlich ein Verein weg, 
der früher ins Wirtshaus gegangen ist. Das sind Ent-
wicklungen, die jetzt schon einige Jahrzehnte lau-
fen, und da waren natürlich manchmal verständ-
liche Beweggründe dahinter. Nur wir gefährden 
damit das baukulturelle Erbe per se. 

Die Schwierigkeit bei solch einem komplexen The-
ma ist gewiss, dass nicht die einzelne Handlung 
und nicht jeder einzelne Umgehungs- und Verbau-

ungsfaktor das Problem darstellt, sondern erst die 
Fülle der vielen Einzelentscheidungen zu einem 
Zustand der „Verhässlichung“ unseres Landes führt 
– der ohne Zweifel eingetreten ist. Jetzt zu sagen, 
es ist eh alles zu spät, und den Kopf weiterhin in 
den Sand zu stecken, wäre natürlich falsch. Ich 
glaube auch, und da möchte ich Herren Prof. Ko-
necny sehr rechtgeben: Wir brauchen eine Vernet-
zung aller dieser Organisationen, die sich mit dem 
kulturellen Erbe beschäftigen. 

Diese Veranstaltung kann nur ein Anfang sein, aber 
sie ist ein sehr guter und wichtiger, um von hier aus 
die breite Öffentlichkeit zu interessieren und letz-
ten Endes auch zu begeistern. Der „National Trust“ 
in England hat 5.000 freiwillige Mitarbeiter. Das 
sind Größenordnungen, von denen wir nur träu-
men können. Aber – und das ist jetzt genau die Fra-
ge an die Politik – wir brauchen auch verbesserte 
Rahmenbedingungen für diejenigen Menschen, 
denen ein großer Teil dieser 37.000 Objekte gehört 
oder die Verantwortung dafür tragen. Hier wurden 
ganz klare Fakten aufgezählt.

Dr. Georg Spiegelfeld-Schneeburg ist Präsident der 
Gesellschaft für Landeskunde & Denkmalpflege OÖ.
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Leider läuft die Entwicklung meistens in eine ande-
re Richtung! Wir haben vier klare, schon lang for-
mulierte Forderungen, die quasi als Sofortmaßnah-
me und auch für einen Beginn des Umdenkens 
geeignet wären neben all dem, was heute schon 
gesagt wurde, aufgestellt: 

Liebhaberei, Sonderausgaben

Wir fordern die Aufhebung der Liebhabereivermu-
tung im Einkommensteuerrecht. Darin ist sehr viel 
mitverpackt. Denn wenn der Verdacht der Liebha-
berei bei denkmalgeschützten Objekten schlicht 
und einfach untersagt statt vermutet wird, wäre 
eine größere Investitionssicherheit und -bereit-
schaft die Folge. 

Dies sollte zweitens verbunden werden mit der An-
erkennung von Sonderausgaben in unbegrenzter 
Höhe für die Eigentümer. Denn wenn jemand schon 
im Grundbuch die Bestätigung eingetragen hat, 
„die Erhaltung seines Objekts liege im öffentlichen 
Interesse“, soll er wenigsten nicht vorher Steuer 
zahlen und dann das letzte Gerstel in die Objekte 
stecken müssen, sondern zumindest ohne Einkom-
mensteuerbelastung die Erhaltungsmaßnahmen 
tätigen können. 

Grundsteuer, „Garantierte Kredite“

Dann die dritte Forderung, die ebenso hilfreich 
wäre: die sofortige Befreiung von der Grundsteu-
er. Das kostet die Gemeinde nicht sehr viel, doch 
wäre es für die Eigentümer ein großer Anreiz, 
wenn eine solche Steuer wegfiele. Ich gebe dem 
Prof. Konecny Recht, man könnte diese Forderung 
so abändern, dass man sagt: Für genutzte Objekte 
fällt die Grundsteuer weg!

Dann wäre der Anreiz, eine Nutzung zu suchen, 
noch größer. Ich kann es aus Eigenem sagen, es ist 
manchmal sehr schwierig, Nutzungen zu finden. Es 
sollte jedoch ein Anreizsystem sein, und nicht ein 
Strafsystem. Es wäre schön, wenn man über verbes-
serte Rahmenbedingungen erst gar nicht zu Straf-
systemen kommen müsste. Und ein letzter Punkt: 
Ich nenne ihn nur „Garantierte Kredite“. Ich weiß, 
Kreditgarantien sind derzeit nicht sehr populär. Wer 
nicht die Möglichkeit hat, die fälligen Investitionen 
über Eigenkapital zu finanzieren, müsste zu nied-

rigst möglichen Zinsen zu Krediten kommen.
Dies sind also in Kürze die vier konkreten Forde-
rungen. Wir haben sie schon des Öfteren erhoben. 
Denn wenn das baukulturelle Erbe in Schieflage 
kommt – und wir waren uns heute hier alle einig, 
dass das in Österreich bereits passiert –, fängt es 
schnell zu rutschen an.

Eine Gesellschaft kann sich nicht, oder nur sehr 
schwer, auf einmal die Sanierung aller 37.000 oder 
vielleicht sogar 70.000 Objekte leisten, wenn be-
reits längere Zeit Instandhaltung und sanfte Nut-
zung unterlassen wurden! Dann wird es nämlich 
wirklich teuer. Es gilt rechtzeitig gegenzusteuern, 
es gilt rechtzeitig das Leistbare zu tun. 

Investitionen ins Handwerk

Wir sind alle Realisten. Wir leben in einem Hoch-
steuerland. Die Budgetlage ist trotzdem nicht aus-
geglichen. Wir haben keine Überschüsse zu vertei-
len. Doch diese Forderungen sind keine 
Forderungen an die Volkswirtschaft. Sie laufen letz-
ten Endes, weil Restaurierung und Denkmalpflege 
immer größtenteils mit Handwerksarbeit zusam-
menhängen, unter dem Motto „Investitionspro-
gramm für das österreichische Handwerk“ – auf-
kommensneutral! Weil es steuerneutral ist, kostet 
es die Gesellschaft nämlich nichts, das beweisen 
Studien, die es schon längst gibt. 

Es ist höchste Zeit, diese Dinge zu erfüllen und zu-
sammen mit allen Forderungen an die Raumord-
nung wider den Bodenverbrauch die Identität un-
seres Landes zu erhalten. Die Gegenüberstellung 
von „Murks versus Qualität“ war ein sehr entschei-
dender Satz dieses Nachmittags.

Bekennen wir uns zur Qualität des baukulturellen 
Erbes! Nehmen wir auch die Möglichkeiten der Qua-
litätsberatung durch das Bundesdenkmalamt zur 
Kenntnis – aber schaffen wir auf der anderen Seiten 
finanzielle Anreize oder auch nur Möglichkeiten für 
die Eigentümer, diese Aufgaben auch zu erfüllen.

In diesem Sinne möchte ich auch dem Präsidenten 
herzlich danken für die Möglichkeit, heute hier die-
se Vorträge zu hören, diese Enquete abzuhalten. 
Ich glaube, es ist ein schöner Start zur Verbesserung 
der Situation des kulturellen Erbes.
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ZOLLFREIE GEDANKEN

In regelmäßigen Abständen 
wird darüber diskutiert, wel-
che Aufgaben der Bundesrat 
eigentlich noch habe. Eine 
Möglichkeit darauf zu reagie-
ren besteht darin, sich unent-
behrlich zu machen. Beispiels-
weise durch das Aufgreifen 
wichtiger gesamtösterreichi-
scher Probleme, um die sich 
auf politischer Ebene sonst 
niemand so richtig kümmert. 
So geschehen Anfang Novem-
ber, als Präsident Gottfried 
Kneifel zu einer Enquete über 
„Die Zukunft des baukulturel-
len Erbes“ einlud. Die Sache ist 
hochaktuell: Ein Gutteil unse-
rer ausländischen Gäste wird 
von der Aussicht angelockt, 
neben der schönen Landschaft 
vor allem die Zeugen einer rei-
chen kulturellen Vergangenheit 
besichtigen zu können. Wozu 
noch kommt, dass es eine Fül-
le schöner Landschaften auf 
der ganzen Welt gibt, während 
die baulichen Denkmäler ver-
gangener Jahrhunderte die 
Einzigartigkeit einer Region 
unterstreichen. 

Entgegen den in Hochglanz-
broschüren gerne gezeigten 
Bildern ist freilich der Umgang 
mit unserer architektonischen 
Erbschaft bei weitem nicht so 
brillant, wie es einem Touris-
musland zustehen sollte. Das 
Bundesdenkmalamt sitzt auf 
38.000 geschützten Objekten, 
für deren Erhaltung lächerlich 
geringe Mittel zur Verfügung 
stehen. Darüber hinaus gibt es 
noch viel mehr Erhaltenswer-
tes, wo aber mangels ausrei-
chender Schutzmechanismen 
statt der Restauratoren nur 
mehr Abbruchunternehmen 
am Werk sind. 

Der Ruf nach öffentlichen 
Mitteln für die Erhaltung und 
Pfl ege dessen, was das Land 
unverwechselbar macht, ist 
daher legitim, derzeit aber we-
nig Erfolg versprechend. Also 
fällt der Blick auf die privaten 
Eigner. Sie werden allerdings 
durch den alleinigen Appell an 
ihre kulturelle Verantwortung 
nicht zu motivieren sein, sanie-
rungsbedürftige Gemäuer von 
historischem Wert auf eigene 
Kosten in Stand zu setzen. 
Eher schon durch steuerliche 
Vorteile und den Abbau bü-
rokratischer Hürden, die jede 
bauliche Veränderung zu einer 
Irrfahrt durch einen Dschungel 
an – gelegentlich sogar wider-
sprüchlichen – Vorschriften 
machen. Burghauptmann Mag. 
Reinhold Sahl sprach bei der 
Enquete von 20 % Planungs-
kosten bei jedem seiner Vorha-
ben. Weiters von einer perso-
nell gut dotierten Abteilung, die 
sich unter vielem anderen mit 
den 500 Bestimmungen nur 
zum Brandschutz beschäftige. 
Kein Wunder, dass Private, die 
sich einen solchen Aufwand 
nicht leisten können oder wol-
len, bereitliegende Fördergel-
der gar nicht mehr abholen und 
geduldig auf den endgültigen 
Zerfall ihrer Immobilie warten. 

Als wichtigste Forderung sei-
tens der Teilnehmer an der 
Veranstaltung wurde die nach 
politischem Rückhalt für die 
Anliegen des Denkmalschutzes 
vorgebracht. Falls der Bun-
desrat die Umsetzung dieses 
Wunsches nachdrücklich wei-
ter betreibt, kann er sicherlich 
auf den Tourismus Österreichs 
als neuen Freund im Kampf um 
Bedeutung zählen.

Vergangenheit mit Zukunt 

von Helmut Zolles

h.zolles@zolles.at

Mit rund 590.000 Ankünften 
und knapp 2,5 Millionen Über-
nachtungen ist die in der Villach 
Tourismus GmbH zusammen-
gefasste Region Villach - Faaker 
See - Ossiacher See Kärntens 
Tourismus-Flaggschiff . Mit rund 
225 Mio. Euro zeichnet sie für ein 
Viertel der Kärntner Tourismus-
wertschöpfung verantwortlich. 
Zuletzt hatte sie allerdings mit 
einigen Turbulenzen zu kämp-
fen: seit dem Vorjahressommer 
wurde die Ablöse des seit 2003 
amtierenden Geschäftsführers 
h omas Michor betrieben, heu-
er Anfang März mit Georg Overs 
(der gebürtige Bayer ist seit 2006 
Geschäftsführer des Tegernsee 
Tal Tourismus) ein Nachfolger 
gefunden (Arbeitsantritt Jänner 
2016). Nun kam es zur offi  ziellen 
Abberufung von Michor.

Dessen Bilanz kann sich durch-
aus sehen lassen. Doch Diff eren-
zen über die künftige Ausrich-
tung sorgten zwischen Michor 
(er war vor seinem Kärntner 
Engagement zehn Jahre bei der 
Osttirol Werbung) und einigen 
Regions-TVBs für Unstimmigkei-
ten. Während Michor – Eigende-
finition: „Hardcore Touristiker“ 
– mit Blick auf die Vermarktung 
im Ausland die Stärkung als 
Großregion favorisierte, herrscht 

in Kärnten intern ein Hang zur 
Kleinstrukturiertheit (die durch 
das neue Kärntner Tourismus-
gesetz begünstigt wird). Michor: 
„Bei so vielen kleinen Verbänden 
werden die Aufgaben sinnlos hin 
und her geschoben und der Auf-
wand ist zu groß.“

Michor – der heuer noch die 
Einführung der „Villach-Card“ 
betreute – hat für seine künt ige 
berufl iche Tätigkeit „bereits meh-
rere Angebote, es ist aber noch 
kein Vertrag unterzeichnet.“ 

Sein Nachfolger Georg Overs 
kann ebenfalls eine gute Per-
formance vorweisen. Er hat als 
Geschäftsführer des Tegernsee 
Tourismus die Tegernsee Card 
eingeführt, die Tourist-Infos ver-
schmolzen, den Adventszau-
ber und die Genießerlandregion 
gestartet. Gescheitert ist Overs 
allerdings mit seinen Plänen 
des landkreisweiten Zusammen-
schlusses der
To u r i s m u s -
Organisatio-
nen. Diesbe-
züglich dürt e 
ihm die Tou-
rismusregion 
Villach somit 
vertraut vor-
kommen. 

Einzementierte Kleinstrukturiertheit 
Die Ära Thomas Michor als Geschäftsführer von Kärntens größter 
Tourismusregion ist zu Ende – sein Nachfolger startet im Jänner 

Villach Tourismus 

Älteste Seilbahn in Österreich 
unterzieht sich einer Fitness-Kur

Die seit 1926 bestehende Rax-
Seilbahn in Niederösterreich – 
sie steht im Eigentum der Unter-
nehmerfamilie Scharfegger (u.a. 
4-Sterne Hotel Raxalpenhof ) 
und war die erste Seilbahn Öster-
reichs – wird um 3,5 Millionen 
Euro modernisiert. Der letzte 
größere Umbau erfolgte 1975, 
im Jahr 2002 wurden neue Kabi-
nen installiert. Bis zu 350 Perso-
nen können stündlich bergwärts 
oder talwärts befördert werden. 
Bis zur Wieder-Inbetriebnahme 
im Juni 2016 zum „90 Jahre 
Jubiläum“ bleibt sie geschlossen. 

Die Rax-Seilbahn zählt zu Nie-
derösterreichs Top-Ausflugszie-
len und befördert pro Jahr rund 
150.000 Wander- und Ausfl ugs-
gäste. www.raxalpe.com 

Georg Overs
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nehmerfamilie Scharfegger (u.a. 
4-Sterne Hotel Raxalpenhof ) 
und war die erste Seilbahn Öster-
reichs – wird um 3,5 Millionen 
Euro modernisiert. Der letzte 
größere Umbau erfolgte 1975, 
im Jahr 2002 wurden neue Kabi-
nen installiert. Bis zu 350 Perso-
nen können stündlich bergwärts 
oder talwärts befördert werden. 
Bis zur Wieder-Inbetriebnahme 
im Juni 2016 zum „90 Jahre 
Jubiläum“ bleibt sie geschlossen. 

Die Rax-Seilbahn zählt zu Nie-
derösterreichs Top-Ausflugszie-
len und befördert pro Jahr rund 
150.000 Wander- und Ausfl ugs-
gäste. www.raxalpe.com 

Georg Overs
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Mariensäule in Hartberg / Steiermark Schloss Nebersdorf im Burgenland

Marktplatz in Obernberg am Inn / OÖ



20 Alte Villa in Baden / NÖ

Rotunde mit Riesenrundgemälde / Innsbruck Stadtplatz in Steyr / OÖ

Dachansichten in GrazFelsenreitschule in Salzburg

Abtei Seckau in der Steiermark


